
 
 

 

 

 
 

       

        

 
 

   

      

 

 

 

 

        

    

       

    

         

         

 

 

      

  

    

       

 

 

Beschluss 

der 85. Konferenz der Justizministerinnen und Justizminister 

am 25. und 26. Juni 2014 im Ostseebad Binz auf Rügen 

TOP I.4 Harmonisierung der PKH-Freibeträge 

- JMK 230 ­

Berichterstattung: Baden-Württemberg 

1.	 Die Justizministerinnen und Justizminister stellen fest, dass sich die 

Prozesskostenhilfe-Freibeträge für Antragstellerinnen und Antragsteller 

aus dem gesamten Bundesgebiet kraft Gesetzes derzeit nach den ­

aufgrund regionaler Besonderheiten (hohe Lebenshaltungskosten) ­

gemäß § 29 Absatz 3 SGB XII besonders erhöhten Regelsätzen einer 

einzelnen Kommune (München) bestimmen (§ 115 Absatz 1 Satz 3 

Nummer 1b) und Nummer 2 ZPO). 

2.	 Die Justizministerinnen und Justizminister beauftragen die Arbeitsgruppe 

der Länder Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Hamburg, Hessen, 

Nordrhein-Westfalen, Sachsen und Schleswig-Holstein, die finanziellen 

Auswirkungen der aktuellen Gesetzeslage zu ermitteln und über das 

Ergebnis zu berichten. 


